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Seit der letzten Ausgabe dieser Zeitschrift hat sich bei uns vieles

getan, wie man auf den ersten Blick sehen kann: neuer Name,

neues Logo, neues Layout. Dass wir nicht mehr Wadi Österreich,

sondern seit Jänner 2008 LeEZA (ausgesprochen wie „lisa“) heißen,

hängt mit gröberen Differenzen mit der Organisation Wadi e.V. aus

Deutschland zusammen. Nachdem wir mehrere Jahre lang die 

gleichen Projekte wie Wadi e.V. unterstützt hatten, aber schon seit

2003 ein eigenständiger Verein in Österreich sind, haben wir uns in

den letzten Jahren immer mehr auch selbst emanzipiert und unter-

stützen seit 2007 auch ohne die Beteiligung von Wadi Projekte, z. B.

das Frauenzentrum EPI-DEM in der Osttürkei. Zugleich haben sich

latente inhaltliche Konflikte mit Wadi e.V. im letzten Jahr weiter zu-

gespitzt, so dass wir nicht nur eine organisatorische Trennung,

sondern auch die Umbenennung von „Wadi Österreich“ in „LeEZA

– Liga für emanzipatorische Entwicklungszusammenarbeit“ be-

schlossen haben. LeEZA wird die bewährte Arbeit von Wadi 

Österreich im selben Team an MitarbeiterInnen fortsetzen wie bisher.

Wir wollten uns durch die Umbenennung auch eindeutig von 

Positionen von MitarbeiterInnen von Wadi e. V. zu den jüngsten

Nahost-Konflikten abgrenzen – Positionen, die wir nicht teilen und

mit denen wir nicht in Zusammenhang gebracht werden wollen.

Was für uns „emanzipatorische Entwicklungszusammenarbeit“ 

bedeutet, haben wir in einem kurzen Text zusammengefasst –

siehe rechts.

Im Mai bereisten wir in einer achtköpfigen Delegation den Nordirak

und besuchten die von uns und weiteren österreichischen Geldge-

berInnen unterstützten Projekte. Thomas Rammerstorfer hat einen

Reisebericht für die aktuellen LeEZA-Nachrichten verfasst. Ein

Film, der auf dieser Reise entstand, wird in Kürze auf unserer

Homepage zu sehen sein. Im Mai feierten wir dann auch unser fünf-

jähriges Bestehen mit einem gebührenden Fest – Videoaufnahmen

davon sind auf www.leeza.at zu sehen. Im August besuchten 

Kıymet Ceviz und Nerina Weiss das von LeEZA unterstützte Frauen-

zentrum in der Osttürkei – mehr darüber erfahren Sie im Interview

mit einer Psychologin von EPI-DEM. Im Jahr 2008 waren die

LeEZA-MitarbeiterInnen auch publizistisch sehr aktiv – bei den

Kurzrezensionen werden einige Ergebnisse dieser Aktivitäten 

vorgestellt.  

Den Schwerpunkt der aktuellen LeEZA-Nachrichten bildet dieses

Mal das Thema „Zivilgesellschaft und/versus Emanzipation“. So

leiten Alicia Allgäuer und Soma Ahmad ihren Artikel mit der Frage

ein, ob eine sogenannte aktive Zivilgesellschaft zu gesellschaftlicher

Emanzipation beitragen kann oder sich zwangsläufig in einem vom

jeweiligen Herrschafts- und Glaubenssystem vorgegebenen Rahmen

bewegt. 

Wir wünschen unseren LeserInnen eine spannende Lektüre und

laden Sie dazu ein, hin und wieder einen Blick auf unsere Home-

page zu werfen, wo wir aktuelle Termine, Artikel, Aussendungen

und diverse Informationen über unsere Arbeit veröffentlichen.

Mary Kreutzer

Editor ia l

Warum 

Liga für  emanz ipator ische 

Entwick lungszusammen-

arbei t  ? 

Emanzipatorische  Entwicklungszusammen -
arbeit bedeutet für uns echte Zusammen-
arbeit und möglichst gleichberechtigte
Kooperation mit lokalen PartnerInnen. 
Wir leisten weder eine sich manchmal 
hinter dem Begriff „Zusammenarbeit“ 
versteckende Entwicklungshilfe, noch eine
kritiklose Kooperation ohne gesellschafts-
verändernden Anspruch.

Emanzipatorisch ist diese Entwicklungs-
zusammenarbeit, weil wir dabei bewusst
auf Projekte setzen, die im Sinne einer
globalen Solidarität die Gleichberechtigung
aller Menschen überall auf der Welt und
zugleich die geistige, materielle und politi-
sche Emanzipation des und der Einzelnen
fördern. Hier weder in postkolonialen Atti-
tüden von oben herab zu belehren, noch
durch einen allzu verständnisvollen Kultur-
relativismus Haltungen und Handlungen
zu rechtfertigen, die eben dieser Emanzi-
pation entgegenstehen, ist eine Gratwan-
derung, die wir mit unseren Projektpartner-
Innen immer aufs Neue zu gehen 
versuchen.

Eine so verstandene emanzipatorische
Entwicklungszusammenarbeit verlangt
eine Zusammenarbeit mit MigrantInnen
und Flüchtlingen aus den Projektregionen,
die sich für uns schon allein aus der  Mit -
arbeit von ExilantInnen aus der Region in
unseren Strukturen in Österreich ergibt –
dies nicht zuletzt deshalb, weil Emanzipa-
tion auch die Notwendigkeit bedeutet, 
uns von gängigen Sichtweisen freizusetzen
oder uns diesen zu widersetzen.

So ist auch die Analyse von Verhältnissen
im Nahen Osten ein Deutungsakt, der auf
der Grundlage fundierter Informationen,
verlässlicher Quellen und wachsenden
Wissens um Zusammenhänge immer 
aufs Neue geleistet werden muss. Selbst-
bestimmtheit ist auch und gerade im Infor-
mationszeitalter etwas, zu dem wir uns
erst ermächtigen müssen. Und sie ist 
Voraussetzung dafür, emanzipatorisch
handeln zu können. 

L AZE

e

L IGA f ü r  EMANZ IPATORISCHE  
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT



Nähworkshop im von LeEZA unterstützten Frauenzentrum in Kifri.

3

Z
iv

ilg
es

el
ls

ch
af

t 
u
n
d

 E
m

an
zi

p
at

io
n

I rak

e in  Reiseber icht

Programm. Die Debatten unter den Einwohnerinnen sind heftig.

Auch die „Beschneiderin“ des Dorfes ist anwesend und verteidigt

wortreich die Verstümmelung. Andere Frauen sehen sich durch den

Film bestätigt und versprechen, ihren Töchtern nicht anzutun, was

ihnen angetan wurde. 

K i f r i , keine 150 Kilometer nördlich von Bagdad: Hier befindet sich

das dritte Frauenzentrum. Es freut uns zu hören, dass sich die

Frauen und Mädchen Kurse in arabischer Sprache wünschen. 

Kurdisch sei ihnen zu wenig. Man hat den Eindruck, hier gedeihen

erste zarte Pflanzen einer kurdisch-arabischen Versöhnung. Und

das, obwohl die EinwohnerInnen Kifris unter Saddam Hussein viel

zu leiden hatten: Seit den 60ern wurde die Stadt als Hochburg der

KommunistInnen weitgehend zerstört.

Erb i l /Hewlêr, die Hauptstadt der Autonomieregion Irakisch-

Kurdistan: Nach einer Woche Rundreise im Nordirak steht ein Treffen

im Parlament auf dem Programm – mit dem Komitee der Frauen,

bestehend aus zehn Parlamentarierinnen. Bürgerliche und Sozial-

demokratInnen sind vertreten, auch die IslamistInnen, die Vorsitzende

ist Kommunistin. Dementsprechend schwierig gestaltet sich die 

Arbeit. Das Erbrecht soll reformiert werden (derzeit erhalten Frauen

nur halb soviel wie Männer), das Scheidungsrecht für Frauen einge-

führt werden, ebenso wie ein Unterhaltsanspruch. Wenig Aussichten

bestehen auf ein Verbot der Polygamie. Für ein FGM-Verbot bestehen

zwar gute Aussichten, doch der Gesetzesentwurf liegt seit Monaten

auf dem Tisch. Das Treffen verlief in herzlicher, interessierter Atmo-

sphäre. Die Menschen im kurdischen Nordirak scheinen fast begie-

rig darauf, „ihren“ Irak zu zeigen – mit vielen Problemen einerseits,

andererseits jedoch geradezu harmonisch im Vergleich zum Rest

des Landes. Wirtschaftlich und politisch hat Irakisch-Kurdistan alle

Möglichkeiten, zu einer Demokratie zu werden, in der auch Frauen

und Minderheiten gleichberechtigt leben können. Internationale 

Unterstützung in Rat und Tat ist hier sinnvoller denn je. 

Anfang Mai 2008 besuchte eine achtköpfige LEeZA-Delegation 

im Zuge einer Projektreise die nordirakischen Städte Erbil/Hewlêr, 

Suleymania, Biara, Halabja, Kifri und Wali Hajdar. Thomas 

Rammerstorfer berichtet von seinen Eindrücken aus dem neuen Irak.

Suleymania. Hier unterstützen wir derzeit keine Projekte, dort 

befindet sich jedoch der Bürositz, Treff- und Koordinierungspunkt

der mobilen Gesundheitsteams der ProjektpartnerInnen. Die Teams

fahren in abgelegenere Dörfer der umliegenden Regionen, um eine

medizinische Grundversorgung zu sichern. Ebenso betreiben sie

die Aufklärungskampagne gegen FGM (weibliche Genitalverstüm-

melung). Unser Programm in „Suli“ ist dicht gedrängt: Es stehen

Treffen mit verschiedenen NGOs auf dem Programm, um Erfahrungen

auszutauschen und Möglichkeiten der Zusammenarbeit auszuloten.

Besichtigt werden das Frauenzentrum Khanzad und das Straßen-

kinderprojekt der britischen Organisation STEP. Einen Vormittag

verbringen wir im „Red Building“, ehemaliges Zentrum der Saddam-

Hussein-Truppen und Folterlager in Suleymania. 1991 war es von

den KurdInnen erobert worden. Jetzt ist es ein Museum – und ein

Taubenschlag; Tauben als Symbol des Friedens. Auf dem Parkplatz

rosten Kanonen, Mörser und Panzer vor sich hin.

Biara. Die Leidensgeschichte von Biara ist lange. Ende der 90er

war das Dorf von Abu Musab al-Zarqawi besetzt worden, dem spä-

teren Führer der al-Qaida im Irak. Erst 2003 wurde es nach amerikani-

schen Bombardements durch kurdische Peschmergas, also Wider-

standskämpferInnen, befreit. Kurz darauf eröffnete ein Frauenzentrum,

welches seit vier Jahren von LeEZA unterstützt wird. Unter 

al-Zarqawis Herrschaft durften Mädchen nicht einmal die Schule

besuchen, vieles wird jetzt nachgeholt. Das Frauenzentrum bietet ein

breites Programm von Gesundheitsberatung bis zu Computerkursen.

Halabja erlangte 1988 traurige Berühmtheit. Die Stadt wurde Ziel

des vermutlich größten Giftgasangriffes seit dem Ersten Weltkrieg.

Über 5.000 Menschen starben an jenem 16. März eines qualvollen

Todes; weitere geschätzte 10.000 an den Folgen – bis heute. Wir

sind zum Mittagessen im Frauenzentrum eingeladen, das von uns

mitfinanziert wird. Neben einem breiten Fortbildungsangebot wurde

hier auch gerade das erste und einzige Frauencafé des gesamten

Irak eröffnet. Das Frauenzentrum erfreut sich großen Zuspruches

und wird von rund 80 Prozent der Frauen der Region benutzt. Weiters

wird in Halabja der Radiosender „Dengî Nwê“ („Neue Stimme“) von

LeEZA mitfinanziert. Er ist eines der wenigen parteiunabhängigen

Medien im Irak und wendet sich insbesondere an Frauen und 

Jugendliche. 

Wal i  Hajdar. Auf dem Weg nach Kifri stoppen wir in einem kleinen

Dorf namens Wali Hajdar. Die Hütten sind aus Lehmziegel, der Inhalt

der Toilettenlöcher fließt in der Mitte der unasphaltierten Straßen

zusammen. Darin stapfen Hühner und Gänse herum. Der Lehrer

des Dorfes hat sein Haus für drei Tage einem mobilen Team zur

Verfügung gestellt. Heute steht der FGM-Aufklärungsfilm auf dem 3

Thomas Rammerstorfer ist Mitarbeiter von LeEZA und gründete

vor zwei Jahren LeEZA – Oberösterreich. 
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Ziv i lgese l lschaf t  versus Emanzipat ion?

Ein kurzer  theoret ischer  Exkurs über  d ie  

verschiedenen Auslegungen von „Z iv i lgese l lschaf t“  

und d ie  ambiva lente Bedeutung der  „c iv i l  soc iety“

In den letzten Jahren kreisten viele Debatten um das Thema 

„Zivilgesellschaft“, insbesondere in Bezug auf soziale Bewegungen,

NGOs und andere sogenannte nichtstaatliche Akteure. Aber kann

eine „aktive Zivilgesellschaft“ überhaupt zu gesellschaftlicher

Emanzipation beitragen? Oder bewegt sie sich nicht eher zwangs-

läufig in einem vom jeweiligen Herrschafts- und Glaubenssystem

vorgegebenen Rahmen?

Die Frage nach dem emanzipatorischen Potential der Zivilgesellschaft

führt zuerst einmal zur Frage nach der Definition derselben. Dabei

lassen sich verschiedene Traditionen ausmachen, die von einer po-

sitiven Sichtweise im Sinne des transformatorischen Potentials der

Zivilgesellschaft bzw. dessen Funktion als Korrektiv „der Politik“ bis

hin zu einer skeptischen Sichtweise in der Tradition von Gramsci

reichen.

Besonders in Theorien zu Demokratisierungsprozessen wird der 

Zivilgesellschaft eine positive Rolle zugeschrieben. Alexis de 

Tocqueville, französischer Historiker und Politiker des 19. Jahrhun-

derts, stellt schon früh die Verbindung zwischen Zivilgesellschaft

und Demokratie her und stellt fest, dass die „civil society“ eine ent-

scheidende Rolle im Demokratisierungsprozess spielt. Tocquevilles

positiver Zugang bezeichnet Zivilgesellschaft als jenen Raum, in dem

demokratische Werte und demokratisches Verhalten wie beispiels-

weise Toleranz, Akzeptanz etc. gelebt, erlebt und entwickelt werden

können.

Anders sieht dies der sardische Marxist und Mitbegründer der

Kommunistischen Partei Italiens, Antonio Gramsci, der von den 

italienischen Faschisten für fast zehn Jahre inhaftiert wurde. Er hin-

terließ mit seinen 32 Gefängnisheften einen wichtigen Beitrag zur

marxistischen Philosophie. In diesen findet sich auch seine berühmte

Formel: „Staat = politische Gesellschaft + Zivilgesellschaft; das

heißt Hegemonie gepanzert mit Zwang“, welche seine Auffassung

von Zivilgesellschaft auf den Punkt bringt. Laut Gramsci kann die

Zivilgesellschaft nicht vom Staat getrennt werden, sondern ist als

integraler Teil des Staates zu sehen, als Raum, in dem gesellschaft-

liche Hegemonie verhandelt und ausgeübt wird.  Der Staat setzt

sich demnach aus der politischen Gesellschaft, also den politischen

und rechtlichen Institutionen, und der Zivilgesellschaft oder bürger-

lichen Gesellschaft, zu der „private“ Institutionen wie Vereine, 

Gewerkschaften, Kirchen, Redaktionen etc. zählen, zusammen. 

Ersterer ist der Bereich des Zwanges, letzterer der Bereich des

Konsenses, und beide zusammen bilden die organische Einheit

„Staat“. Das heißt also, dass nach Gramsci der Zivilgesellschaft 

die Funktion zukommt, gesellschaftlichen Konsens herzustellen,

Zustimmung zum Herrschaftssystem zu erzeugen, um dieses auf-

rechtzuerhalten. Der Staat hat nach Gramsci eine pädagogische

Komponente, die nicht nur von den öffentlich-staatlichen Bildungs-

institutionen, Gerichten etc. wahrgenommen wird, sondern auch

von der „Vielzahl so genannter privater Aktivitäten und Initiativen“,

welche in der Zivilgesellschaft zu verorten sind und (mit) die Funktion

übernehmen, gesellschaftlichen Konsens herzustellen, indem Werte,

Normen und Konventionen etc. reproduziert oder auch reformiert

werden. Dies bezeichnet Gramsci als Hegemonie: „Hegemonie

wird hier verstanden als Fähigkeit herrschender Gruppen und 

Klassen, ihre Interessen durchzusetzen, so dass sie von subalternen

Gruppen und Klassen als Allgemeininteresse  an gesehen werden

und es weitgehend gemeinsame gesellschaftliche Vorstellungen

über die Verhältnisse und ihre Entwicklung gibt. Insofern erzeugt

Hegemonie einen ‚Konsens der Regierten’.“ 1

Wenn wir also von der Gramscianischen Vorstellung von Zivilgesell-

schaft ausgehen, ist keineswegs gesichert, dass Aktivitäten von

NGOs, Vereinen oder sozialen Bewegungen emanzipatorischen

Charakter besitzen. Im Gegenteil kommt diesen oft eine legitimato-

rische Funktion zu, indem beispielsweise Regierungen sogenannte

zivilgesellschaftliche Initiativen dazu heranziehen, ihre Politik mit dem

Verweis auf die Einbindung „der Zivilgesellschaft“ zu rechtfertigen.

Der deutsche Philosoph und Soziologe Jürgen Habermas entwickelt

einen weiteren Zugang. Für Habermas repräsentiert die Zivilgesell-

schaft die Sphäre zwischen Staat und Privatem. „Den institutionellen

Kern der ‚Zivilgesellschaft’ bilden jedenfalls nicht-staatliche und

nicht- ökonomische Zusammenschlüsse auf freiwilliger Basis (…)“, 2

die von Kirchen über Medien bis hin zu BürgerInneninitiativen reichen.

Diese Vereinigungen sollen gesellschaftliche Probleme aufgreifen

und an die Öffentlichkeit tragen. In dieser „Öffentlichkeit“ sieht 

Habermas den politischen Bereich, der sich zwischen Staat und

Gesellschaft herauskristallisiert. 3 Die Zivilgesellschaft in diesem

Sinne agiert als Gegenpol zum Staat, macht Privates publik, um

das Private in den politischen Raum mit einzubringen.

Schafft Zivilgesellschaft einen Raum für die Emanzipation

von Frauen und für Projekte, die diese unterstützen?

Damit emanzipatorische Projekte und Initiativen eine effiziente und

konstruktive Arbeit leisten können, bedarf es einer robusten  Zivil -

gesellschaft, die aktiv in den politischen Entscheidungsprozess 

eingreift. Sie agiert relativ autonom und übt starken Einfluss auf 

politische Institutionen, vor allem auf oppositionelle Bewegungen,

aus. Für den Demokratisierungsprozess stellt eine aktive Zivilge-

sellschaft eine unabdingbare Voraussetzung dar. Sie fungiert als

Kontrollorgan des Staates einerseits und als Sprechorgan für die

Bevölkerung andererseits. Civil Society stellt jedoch nicht unbe-

dingt einen Gegenpol zum Staat dar, sie agiert vielmehr als eine

zwischen-  bzw. nebenstaatliche Akteurin, in der soziokulturelle,

gesellschaftliche und politische Werte in der einen oder anderen

Weise artikuliert werden. 

Soma Ahmad (LeEZA), geboren in Kirkuk, studiert Politikwissen-

schaft und Arabistik an der Universität Wien.

1 Brand, Ulrich (2005): Gegenhegemonie. Perspektiven globalisierungskritischer 
Strategien, Hamburg, VSA-Verlag, S. 9.
2 Habermas, Jürgen (1991): Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer
Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft, Frankfurt am Main, S. 46. 
3 Sauer, Birgit (2003): Zivilgesellschaft versus Staat? Geschlechterkritische Anmerkungen
zu einer problematischen Dichotomie, in: Appel, Margit / Gubitzer, Luise / Sauer, Birgit (Hg.):
Zivilgesellschaft. Eine geschlechterkritische Perspektive, Frankfurt, Peter Lang Verlag, S. 126.
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Alicia Allgäuer (LeEZA) ist diplomierte Sozialarbeiterin und 

studiert zurzeit Politikwissenschaft an der Universität Wien.

Literatur

Appel, Margit / Gubitzer, Luise / Sauer, Birgit (Hg.): 
Zivilgesellschaft. Eine geschlechterkritische Perspektive

(Peter Lang Verlag, Frankfurt 2003) 

Brand, Ulrich: Gegenhegemonie. Perspektiven 
globalisierungskritischer Strategien

(VSA-Verlag, Hamburg 2005) 

Buckel, Sonja/ Fischer-Lescano, Andreas (Hg.): 
Hegemonie gepanzert mit Zwang. Zivilgesellschaft und Politik im

Staatsverständnis Antonio Gramscis. 

(Nomos Verlag, Baden-Baden 2007) 

Antonio Gramsci (1991 ff.): Gefängnishefte. 

Herausgegeben von Klaus Bochmann und Wolfgang Fritz Haug

10 Bände (Argument-Verlag, Hamburg1991)

Habermas, Jürgen:
Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer 

Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft
(Frankfurt am Main 1991) 

Anneliese Erdemgil-Brandstätter, Mitarbeiterin einer Frauenberatungs-

stelle, und die in feministischen Projekten aktive Theologin Maria

Katharina Moser stellen aus langjähriger Erfahrung fest, dass Zivil-

gesellschaft durchaus einen Raum für das Einbringen und Themati-

sieren von Frauenprojekten eröffnen kann, wenn dieser die Teilhabe

und Selbstrepräsentation von Frauen am gesellschaftspolitischen

Geschehen beinhaltet. Wichtig ist es auch, „Frauenthemen“ zu 

enttabuisieren und sie an die Öffentlichkeit zu bringen. 4

Am Beispiel der „Frauen“ bzw. der Frauenbewegung im (Nord-) Irak

zeigt sich, wie wichtig eine pluralistische und aktive Zivilgesellschaft

für die Stabilisierung eines Landes sein kann. Dass sensible Themen

wie beispielsweise Gleichberechtigung, Gewalt an Frauen oder gar

weibliche Genitalverstümmelung sowohl in Medien als auch im 

Parlament angesprochen und besprochen werden, ist den unab-

hängigen Frauenrechtsorganisationen zu verdanken. In der nördlichen

Autonomiezone des Irak, die bereits seit zehn Jahren relativ befriedet

ist, sind die alten Netzwerke langsam wieder belebt worden. Es hat

lange gebraucht, die Auswirkungen des Krieges und der Jahrzehnte

langen Gewaltherrschaft zu verarbeiten und zivilgesellschaftliche

Strukturen wieder aufzubauen. Erst in den letzten Jahren können

sich verschiedene Gruppierungen wieder so stabilisieren und

 reorganisieren, dass sie auf politischer Ebene zu einem aktiven

Player geworden sind und sich Gehör verschaffen konnten. Es ist

diese Möglichkeit zur politischen Partizipation, die für Frauenprojekte

ein „konstruktives, politisches Potenzial“ 5 in sich birgt.

In den folgenden Artikeln wird jedoch deutlich, dass Teile der Zivil-

gesellschaft gerade bei Themen wie weibliche Genitalverstümmelung

auch eine der Emanzipation entgegengesetzte Haltung einnehmen

und ihre Mechanismen und Möglichkeiten dazu nutzen können,

solche Praktiken zu verteidigen. Schließlich bewegen sich viele 

Initiativen im Rahmen des gesellschaftlichen Konsenses, innerhalb

etablierter Normen und Gewohnheiten, die zu durchbrechen oftmals

langwierige Auseinandersetzungen und Kämpfe bedeutet. Zivilge-

sellschaft, die an sich keine geschlossene, homogene Einheit dar-

stellt, sondern verschiedenste Organisationen, Vereine, BürgerInnen-

bewegungen etc. umfasst, ist demnach nicht per se fortschrittlich,

sondern kann eben auch reaktionär sein und vom Staat, also (nach

Gramsci) von der politischen Gesellschaft – die nicht per se rück-

schrittlich und konservativ ist – implementierte Reformen zunichte

machen. 

Es ist also wichtig, jegliche „private“ Initiative auch kritisch zu be-

trachten und sie an den Auswirkungen ihrer Aktivitäten zu messen.

Es geht darum, Formen zu finden, um die hegemonialen Kräftever-

hältnisse zu unterlaufen und neue Politik-, Denk- und Lebensweisen

zu entwerfen. Dazu können zivilgesellschaftliche Initiativen beitragen,

wenn sie (selbst-)kritisch genug sind, um ihre Aktivitäten ständig zu

reflektieren, zu hinterfragen und gegebenenfalls zu verändern. 

Auch das ist Teil der Zivilgesellschaft: Moschee in Diyarbakir.

Zivilgesellschaft in Aktion: Eine LeEZA-Delegation besucht das freie Radio in Halabja. 
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4 Vgl. Brandstätter- Erdemgil Anneliese/ Moser, Maria Katharina (2003): Zivilgesellschaft.
Ein Konzept für Frauenprojekte, in: Appel, Margit / Gubitzer, Luise / Sauer, Birgit (Hg.): 
Zivilgesellschaft. Eine geschlechterkritische Perspektive, Frankfurt, Peter Lang Verlag, S. 67f. 
5 ebd., S. 67.
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"Koraninterpretat ionen müssen auf  e ine Trennung 

von Rel ig ion und Staat  abz ie len"

In terv iew mit  Nahed Sel im 

Die 1953 in Ägypten geborene und in den Niederlanden lebende

Journalistin und Filmemacherin Nahed Selim gilt als eine der profi-

liertesten Aktivistinnen, die sich für eine feministische Neuinterpre-

tation des Islams einsetzen und sich dabei auch mit Kritik an den

patriarchalen Traditionen im Islam nicht zurückhalten. Ihr jüngstes

Buch Nehmt den Männern den Koran wurde auch ins Deutsche

übersetzt und unter fortschrittlichen Muslimas in Europa breit rezi-

piert. Mit Nahed Selim sprach Thomas Schmidinger.

Welche Reaktionen bekamen Sie auf Ihre Aufforderung, den

Männern den Koran zu nehmen?

Viele Frauen waren geradezu enthusiastisch, weil ich genau 

das geschrieben habe, was sie auch schon lange gedacht hatten.

Das Schönste war, dass mir einige Frauen gesagt haben, dass sie

wegen meinem Buch das Kopftuch abgelegt haben. Andere kriti-

sierten jedoch, dass ich als Nichttheologin den Koran interpretiere.

Ich antworte darauf, dass ich es als eine der größten Qualitäten

des Koran sehe, dass ihn jeder selbst interpretieren kann. 

Im Koran gibt es aber zweifelsohne Stellen, in denen Frauen 

anders bewertet werden als Männer und die einer Geschlechter-

gleichheit im Wege stehen.

Wir haben alle verschiedene Identitäten, nicht nur eine religiöse.

Wir sind eben auch Frauen, Arbeiterinnen oder Unternehmerinnen

und so weiter und so fort. Die Religion kann nicht alles regeln und

wenn wir das Leben ausschließlich auf Religion ausrichten, dann 

limitieren wir uns damit selbst. Im Koran gibt es Stellen, in denen

wir Frauen eindeutig als ungleich gesehen werden. Dies sind aber

rechtliche und politische Passagen des Koran. Spirituell, also vor

Gott, sind wir alle gleich. Ökonomisch – etwa beim Erbrecht – oder

juristisch – wo unsere Zeugenaussage nur halb so viel wert ist wie

die eines Mannes – sind wir ungleich. Deshalb müssen wir die 

politischen, juristischen und ökonomischen Aspekte des Koran

schlicht als überholt betrachten. Sobald Religion politisch wird, 

bedeutet das, gerade diese Aspekte der Ungleichheit ins  Rechts -

system einzuführen, weshalb wir in fast allen islamischen Staaten

außer der Türkei eine rechtliche Benachteiligung der Frauen kennen.

Religion ist aber eine spirituelle Angelegenheit und genau dabei

gibt es im Islam eine klare Vorstellung von Gleichheit. In religiöser

Hinsicht sind wir gleich und das ist das Entscheidende, auf das wir

uns berufen können. Koraninterpretationen müssen deshalb nicht

auf gleiche Rechte von Frauen und Männern abzielen, wie das einige

sogenannte „islamische Feministinnen“ tun, sondern auf eine Tren-

nung von Religion und Staat. Das ist die Basis für gleiche Rechte.

Was heißt das für Europa, wo es ja eine solche Trennung von 

Religion und Staat gibt?

Hier bedeutet dies, gegen jede Form von Sonderrechten für

MuslimInnen aufzutreten, wie diese einige sehr konservative Grup-

pen mittlerweile fordern. Europa muss den einzelnen MuslimInnen

alle Rechte gewähren, nicht aber den MuslimInnen als Gruppe.

Konkret heißt das etwa, dass es keine Ausnahmen in der Schule

geben darf, wenn MuslimInnen sich weigern, die Mädchen beim

Schwimmunterricht oder bei Klassenfahrten mitfahren zu lassen. In

Großbritannien fordert der Muslim Council bereits die Einführung

von Regelungen aus der Sharia für britische Muslime. Dagegen

müssen wir uns wehren und ich finde es absurd, dass europäische

MenschenrechtsaktivistInnen, Linke und Feministinnen, die selbst

jede Freiheit genießen, uns dabei nicht unterstützen, sondern auf-

grund eines falsch verstandenen Multikulturalismus solchen Ent-

wicklungen sogar noch Vorschub leisten.

Wurde Ihr Buch auch ins Arabische übersetzt? Wird es in 

Ägypten gelesen?

Ich habe mich ehrlich gesagt nicht um eine Übersetzung ins 

Arabische bemüht, da ich gerne nach Ägypten zu meiner Familie

fahre und die Reaktionen auf mein Buch das sicher sehr erschweren

würden.

Das klingt noch nach einem weiten Weg ...

Ja, bestimmt, gerade im Nahen Osten, aber wir müssen irgend-

wann damit beginnen. Sonst setzen sich auch hier in Europa die 

reaktionären Interpretationen des Islam durch.

Dann wünsche ich bei Ihrer Arbeit alles Gute.

Thomas Schmidinger (LeEZA) ist Beirat des Österreichisch-Iraki-

schen Freundschaftsvereins IRAQUNA, Flüchtlingsbetreuer in Nie-

derösterreich und Lektor am Institut für Politikwissenschaft der

Universität Wien.

Thomas Schmidinger im Gespräch mit Nahed Selim.



LeEZA ist Mitglied der Österreichischen Plattform gegen weibliche 
Genitalverstümmelung "Stop FGM" sowie des FGM-ExpertInnenbeirates.

Frauenversammlung in der Schule von Wali Hajdar. In der Region Germian, in der über
60 % der Frauen und Mädchen von FGM betroffen sind, leisten frauengeleitete mobile
Teams Aufklärungsarbeit.
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Ziv i lgesel lschaft  versus FGM?

Saya Ahmad (LeEZA), geboren 1984 in Kirkuk/Irak. Sie lebt seit

1991 in Österreich und studiert Internationale Entwicklung in Wien.

Weltweit sind ca. 150 Millionen Mädchen und Frauen Opfer der

weiblichen Genitalverstümmelung. Jährlich kommen noch zwei 

Millionen Mädchen und Frauen dazu, die auf diese grausame Weise

verstümmelt werden. Wie können die Gesellschaften endlich mit

dieser „Tradition“ brechen? 

Die Existenz von schädlichen Praktiken wie FGM ist oft ein Indikator

dafür, dass in einem Land größere Teile der Zivilgesellschaft pro-

blematische Positionen vertreten. Dies stellt oft ein Hindernis im

Kampf gegen menschenunwürdige Praktiken innerhalb einer Ge-

sellschaft dar. 

FGM exist ier t  n icht  nur  in  Af r ika

FGM wird in der Öffentlichkeit nur mit dem afrikanischen Kontinent

in Verbindung gebracht. Doch das ist eine ebenso weit verbreitete

wie falsche Annahme. Female Genital Mutilation, kurz FGM, wird

zwar in vielen afrikanischen Ländern, wie Nigeria, Mali, Sudan,

Ägypten, Ghana etc. praktiziert. Mittlerweile weiß man jedoch auch

von der Existenz von FGM in Teilen des Nahen Ostens und Südost-

asiens (Jemen, Oman, Vereinigte Arabische Emirate und Bahrain

sowie Indien, Malaysia und Indonesien). Vor einigen Jahren stieß

man durch Zufall auf die Existenz von FGM in der kurdischen Region

Germian im südlichen Nordirak. Das Bestehen von FGM konnte man

auch in Lateinamerika nachweisen (Brasilien, Peru etc.). Auch in

Europa sind ca. 500.000 Mädchen und Frauen von FGM betroffen.

Meist sind es Migrantinnen, die aus jenen Ländern kommen, in 

welchen FGM praktiziert wird. 

Das Kai roer  Abkommen

1994 fand in Kairo eine internationale Konferenz zu Bevölkerungs-

entwicklung (ICPD) statt. 174 Staaten unterzeichneten damals das

Kairoer „Programme of Action“, welches die reproduktive Gesundheit

– gemeint sind das physische wie auch das psychische Wohlbefinden

– aller Menschen weltweit als ein Menschenrecht anerkennt. Das

Programm fordert – neben der Anerkennung von Frauen als selbst-

bestimmte EntscheidungsträgerInnen innerhalb einer Gesellschaft

in allen Aspekten des wirtschaftlichen, politischen und kulturellen

Lebens – auch gesetzliche Maßnahmen, die FGM verbieten. Bis

dato hat nur ein Bruchteil der unterzeichnenden Staaten Gesetze

gegen die Praxis von FGM erlassen. Die Kairoer Konferenz verdeut-

licht, wie ohnmächtig staatliche AkteurInnen ohne die Zustimmung

zivilgesellschaftlicher Gruppen sind: In Ägypten sind über 90 % der

Frauen genital verstümmelt. Obwohl FGM dort seit Jahren gesetzlich

verboten ist, konnte die praktische Ausübung bis heute nicht unter-

bunden werden. Viele Menschen begründen dies mit der Aufrecht-

erhaltung von Traditionen. Die Frau könne nur „rein“ und damit auch

heiratsfähig sein, wenn sie genital verstümmelt ist. Nur so sei es

auch möglich, ihren Sexualtrieb unter Kontrolle zu halten. Die sozia-

len Folgen für Mädchen und Frauen, die dieser Tradition entfliehen

(wollen), sind verheerend: Der (psychische) Druck durch die Familie

ist enorm, da sie der gesamten Familie Schande bringe, wenn sie

sich dem Ritus nicht unterzieht. Gesellschaftliche Ausgrenzung und

Diskriminierung sind die Folge. 

„Men against  FGM“

In vielen Staaten, in welchen weibliche Genitalverstümmelung prak-

tiziert wird, existieren seit vielen Jahren Projekte, die gezielt in 

diesem heiklen Bereich arbeiten. Es ist ein Kampf, denn man stellt

sich gegen tief verwurzelte Traditionen. Die unterschiedlichen zivil-

gesellschaftlichen Gruppen von den qualvollen Folgen von FGM zu

überzeugen, erweist sich als besonders diffizil. Die Sexualität leide,

wenn die Frau nicht dieser Praxis unterzogen würde. Die Männer

würden die Lust am Sex mit der Frau verlieren – so ein Hauptargu-

ment der Beschneiderinnen. Einerseits werden hier Männer von

den Beschneiderinnen instrumentalisiert, um ihre grausame Praktik

zu verteidigen. Auf der anderen Seite haben die Männer in patriarcha-

len Gesellschaften das Sagen. Wenn sie wollten, wären sie in der

Lage, FGM zumindest massiv einzuschränken. Jedoch übernehmen

sie meist die „passive Rolle“ mit dem Argument, sie wollten sich in

die „Angelegenheiten der Frauen“ nicht einmischen. Dass es doch

anders geht, hat eine britische NGO in Kooperation mit Grassroot-

Organisationen in Kenia bewiesen. „Forward – The Foundation for

Women’s Health, Research and Development“ kämpft gegen Dis-

kriminierung von Frauen und die Verletzung von Frauenrechten in

Afrika. Sie startete vor einigen Jahren das Projekt „Men against

FGM“. Das Projekt zielte darauf ab, Männer über FGM aufzuklären

und sie in die Anti-FGM-Kampagnen zu integrieren. Die Männer

sollten durch gezielte Maßnahmen einen Dominoeffekt innerhalb

der Distrikte, in der das Projekt durchgeführt wurde, auslösen. Tat-

sächlich konnte dieses Ziel erreicht werden. Auch in Uganda gibt

es solche Erfahrungen. Männer mobilisieren Männer im Kampf

gegen FGM.

Das Wicht igste is t  Aufk lärung!

Um Wertevorstellungen und Normen rund um FGM durch intensive

und gezielte Aufklärungsarbeit entgegenzutreten, sind neben staat-

lichen AkteurInnen vor allem zivilgesellschaftliche Einheiten richtungs-

weisend. Nur mit ihnen kann ein gesellschaftlicher Konsens über

den Stopp von FGM erreicht werden. Ein bloßes Verbot ohne eine

deutliche Bewegung in Richtung einer gesellschaftlichen Hegemo-

nie funktioniert nicht, da staatliche Politik von dieser gesellschaftli-

chen Hegemonie nicht unabhängig ist. 

Die Zivilgesellschaft kann in unterschiedliche Richtungen wirken.

Sie kann das Gegebene bewahren oder zur Veränderung beitragen.

Dies gilt auch für den Umgang mit FGM. Ohne die Erringung einer

gesellschaftlichen Hegemonie gegen weibliche Genitalverstümme-

lung, wird der Kampf gegen FGM nicht erfolgreich sein.
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„So etwas g ibt  es  be i  uns n icht  …“

Frauenhandel  und Prost i tut ion in  Kurd istan

Im Frühjahr 2007 veröffentliche das kurdische Frauenzentrum

Khanzad im nordirakischen Suleymania in Kooperation mit der

deutschen Hilfsorganisation Haukari das Buch Ocean of Crimes.

Social study on the phenomenon of prostitution and traffic with

the female body in the society of Iraqi Kurdistan. 1

Mary Kreutzer traf die MitarbeiterInnen von Haukari und Khanzad.

Khanzad und Haukari unterstützen seit 1999 Frauen in U-Haft 

im Gefängnis von Suleymania. Von welchen Erfolgen oder Rück-

schlägen könnt ihr nach einem Jahrzehnt Arbeit vor Ort berichten?

Als wir mit der Arbeit begannen, waren die Zustände katastrophal,

die Frauen in dunklen Gemeinschaftszellen im Männergefängnis

untergebracht und von männlichem Personal bewacht. Seither 

besuchen wir die Frauen mehrmals die Woche, besorgen ihnen

Rechtsbeistand, versorgen sie mit Hygieneartikeln, Wäsche, Zeitun-

gen usw. Wir setzen uns bei der Kurdischen Regionalregierung und

in der Öffentlichkeit für eine Verbesserung ihrer Haftbedingungen

und für Rechtsreformen ein und konnten einiges erreichen: 

Inzwischen gibt es etwa einen separaten Frauentrakt mit Zwei-

Personen-Zellen, Gemeinschaftsräume und ausschließlich weibliches

Wachpersonal. 

Betreut ihr die Frauen auch nach der Haft- oder U-Haftentlassung?

Viele Frauen sind wegen Prostitution oder Ehebruch inhaftiert.

Die wirklichen Probleme beginnen aber erst nach der Entlassung:

Häufig werden sie von ihren Ehemännern, Eltern und Brüdern ver-

stoßen und sind von sozialer Gewalt und „Ehrenmord“ bedroht. In

der kurdischen Gesellschaft gibt es bislang keine Möglichkeit für

eine Frau, ohne den Schutz ihres Mannes, Vaters oder Bruders ein

eigenes Leben zu führen. So landen viele Frauen, die aus dem 

Gefängnis entlassen werden, auf der Straße und in der Prostitution.

Die Arbeit mit den Familien der Frauen und die Suche nach Lösungen

für die Betroffenen sind wichtige Teile unserer Arbeit. 

Bis vor Kurzem galt Frauenhandel in Kurdistan als Tabuthema

bzw. gab es bislang weder eine Studie noch eine kritische Öffent-

lichkeit, die sich damit befasste. 

„So etwas gibt es bei uns nicht“, hieß es zunächst. Das Buch

Ocean of Crimes entstand vor dem Hintergrund unserer Arbeit im

Gefängnis. Wir wollten die Ursachen, die Frauen in die Prostitution

führen, deutlich machen und der Ächtung der Frauen und der so-

zialen Gewalt gegen sie etwas entgegensetzen. Die Gründe sind 

oft ökonomischer Natur, insbesondere bei allein stehenden Frauen

oder Witwen. Die Basis ist jedoch ein Umfeld und eine Kultur, in 

der Frauen nach wie vor zwangsverheiratet werden, in der junge

Mädchen an alte Männer verheiratet werden, in der Gewalt gegen

Frauen in der Familie bis hin zum Ehrenmord verbreitet ist. Mädchen

und Frauen, die solchen Gewaltsituationen entfliehen, landen auf

der Straße, im Gefängnis, in der Prostitution. Das Buch basiert auf

mehr als 300 Interviews mit Prostituierten, Zuhälterinnen, Kunden

und Nutznießern.

Mary Kreutzer ist Politikwissenschafterin und Obfrau von LeEZA.

Sie bereiste den Irak zuletzt im Mai dieses Jahres. Sie ist Redakteurin

der Menschrechtszeitschrift liga und veröffentlichte im Frühjahr

2008 gemeinsam mit Corinna Milborn im ecowin-Verlag das Buch

Ware Frau. Auf den Spuren moderner Sklaverei von Afrika nach

Europa.

Zuhälterinnen?

Ja, es sind meist Frauen, die die Betroffenen von der Straße

holen, ihnen ein Dach über dem Kopf geben. Um sie dann in die

Prostitution zu schicken … Aber hinter diesen „Serokband“ 2

stehen mächtige Protektoren und Nutznießer. Die Interviews zeigen,

wie weit verbreitet Prostitution hierzulande ist und weisen – ohne

Namen zu nennen – auf einflussreiche Hintermänner, Nutznießer

und Protektoren bis in die politischen Führungsetagen hin. Das

Buch zeigt auch die Doppelmoral der kurdischen Gesellschaft. 

Sozial geächtet und bestraft werden die Prostituierten und die 

Zuhälterinnen. Kunden, Nutznießer und Hintermänner jedoch bleiben

unbehelligt. Seit dem Sturz des Saddam-Regimes gibt es neben

den kurdischen Prostitutionsnetzwerken ein neues Phänomen: 

Arabische Mädchen und Frauen aus dem Süd- und Zentralirak 

werden nach Kurdistan geschleust und als Prostituierte in dortige

Hotels gebracht. Das große Geld dabei verdienen Männer aus 

politisch einflussreichen Kreisen. 

Wie waren die Reaktionen auf das Buch? 

Das Buch Ocean of Crimes ist inzwischen bereits in der vierten

Auflage – insgesamt 7000 Stück – erschienen. Die Reaktion in 

Medien und Öffentlichkeit war überraschend positiv. Das Buch hat

eine intensive öffentliche Diskussion zum Thema Prostitution und

Frauenhandel ausgelöst. Es wurde von einem zum anderen gereicht

und auch auf der Straße diskutiert. Im November 2007 erhielt die

Leiterin des Frauenzentrums und Autorin des Buches Khandan 

Mohammed Jaza den Frauenrechtspreis der Kurdischen Regional-

regierung. Aber es gab auch negative Reaktionen und Drohungen,

vermutlich aus dem Umfeld der Prostitutionsnetzwerke selbst. 

Insbesondere Khandan Jaza erhielt nach der Preisverleihung und

zahlreichen öffentlichen Auftritten massive Drohungen, wurde 

angegriffen und geriet in eine sehr bedrohliche Lage. 

Wäre eine Legalisierung der Prostitution im Irak eine Möglichkeit,

den Frauenhandel in die Zwangsprostitution zu reduzieren?

Eine Legalisierung von Prostitution unter den jetzigen sozialen

und kulturellen Bedingungen würde zu einer weiteren Verbreitung

von Prostitution und Frauenhandel führen. Wir fordern eine 

Verfolgung und Bestrafung der Nutznießer und mächtigen 

Hintermänner von Frauenhandel und Prostitution und die Entkrimi-

nalisierung von Prostituierten. Wir brauchen Rechtsreformen, die

Frauen effektiv vor Zwangsverheiratung, Gewalt und Ehrenmord

schützen, mehr soziale Handlungs- und Selbstbestimmungsmög-

lichkeiten für Frauen eröffnen und auch allein stehenden Frauen ein

selbstbestimmtes Leben ermöglichen. 

1 Die Studie erschien auf Kurdisch (Sorani) und wird zurzeit ins Englische übersetzt. 
Originaltitel: “Oqiyanusek le tawan. Tojineweyek-i komelayetiye sebaret be diyarde-i les-
frosi-u bazirgani be ceste-i regez-i meyne le komelge-i“. 
2 „Serokband“ bedeutet auf Sorani „BandenchefIn“ und wird u.a. als Bezeichnung für 
ZuhälterInnen verwendet.
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„Frauen haben e inen ger ingeren 

Bewegungsspie l raum“

Gibt es Unterkunftsmöglichkeiten für Klientinnen, die von Gewalt

betroffen sind?  

Es gibt sehr wenige solche Einrichtungen. Und es gibt wenig oder

fast keine Möglichkeiten für Frauen, ihr Leben nach einer Scheidung

selbstständig weiterzuführen. In Diyarbakir können wir solche Frauen

nur vorübergehend unterbringen – in Kooperation mit anderen Orga-

nisationen, da wir kein eigenes Frauenhaus unterhalten. 

Was muss getan werden, um die Probleme der Frauen zu 

verringern oder zu beseitigen?

Unsere Möglichkeiten sind beschränkt. Dennoch unterstützen wir

die Frauen wo wir nur können und gehen dabei bis an die Grenzen

des Möglichen.Sie haben bis jetzt versucht, mit den Problemen 

alleine umzugehen. Wenn sie unsere Hilfe suchen, erarbeiten wir

gemeinsam Lösungsansätze. Vor allem für die Frauen, die von 

Gewalt betroffen sind und diese nicht mehr aushalten, müssen

rasch Möglichkeiten ausgeforscht werden: Welche rechtlichen

Möglichkeiten haben sie, welche soziale Unterstützung bekommen

sie in ihrem Umfeld, welche Sicherheit wird ihnen geboten? Wir 

unterstützen diese Menschen durch professionelle soziale und 

psychologische Beratung, oftmals Einzelberatung. Hinzu kommen

verschiedene Projekte, z. B. eine gemeinschaftlich betriebene Wä-

scherei. Dadurch können die Frauen neue Kontakte knüpfen und

einander unterstützen. Sie können wieder aktiv am Stadtleben teil-

nehmen. Deswegen sind solche und ähnliche Projekte, etwa Alpha-

betisierungs- und Türkischkurse, sehr wichtig. Sie helfen bei der

Suche nach Arbeit. Man sollte vor allem Projekte implementieren,

die die wirtschaftliche Situation der Menschen verbessern und die

Armut bekämpfen. Letztendlich werden erst Frieden und Stabilität

in der Region die Grundbedingungen dafür schaffen, dass jene

Frauen und Mädchen, mit denen wir zusammen arbeiten, ein men-

schenwürdiges Leben führen können. 

Rahime Hacioğlu ist Mitarbeiterin des Frauenzentrums EPI-DEM

und seit  elf Jahren als Psychologin im öffentlichen Krankenhaus 

in Diyarbakir tätig. Nerina Weiss und Kıymet Ceviz trafen sie bei

einem Projektbesuch.

Können Sie uns erzählen, mit welchen Problemen die meisten

Frauen zu Ihnen kommen?  

Die häufigsten Probleme sind Gewalt in der Familie, psychische

und sehr oft ökonomische Probleme. Wenn eine Person nichts zu

essen hat, bringt es nicht sehr viel, dass sie psychologische Unter-

stützung bekommt – viele stehen unter enormem finanziellen Druck.

Dazu kommen familiäre und Beziehungsprobleme. Viele haben

auch gesundheitliche Beschwerden wie Schlaflosigkeit, Unruhe,

Depressionen. Oft resultieren die Probleme aus Vertreibung und

Flucht oder werden durch den Tod eines nahen Angehörigen aus-

gelöst. Einige haben Militäroperationen erlebt und gesehen.  

Sie sagten, die Probleme entstehen auch durch Vertreibung und

Flucht. Wie ist die spezifische Situation dieser Menschen? 

Die Probleme entstehen zunächst durch den Vorgang der Vertrei-

bung, der Zwangsumsiedlung. Viele mussten ohne Plan und Unter-

stützung Haus und Hof verlassen. Dabei sind die Auswirkungen auf

ein dreijähriges Kind anders als auf eine 20-Jährige. Als Frau erlebt

man geschlechtsspezifische Auswirkungen. Oft kommt es zu Span-

nungen innerhalb der Familie. Es braucht Zeit und Unterstützung,

damit sich diese Frauen an die neue Umgebung anpassen können.

Durch die Vertreibung verlieren sie ihre sozialen Netzwerke und ihre

Einnahmequellen. Sie sind durcheinander, werden in ihrer neuen

Umgebung nicht akzeptiert und haben Schwierigkeiten, sich nor-

male Lebensbedingungen zu schaffen. All dies bringt psychologi-

sche Probleme mit sich. Hinzu kommt der Tod von Angehörigen.

Häufig gab es Festnahmen und Folterungen in der Familie oder die

Frauen wurden selbst Opfer davon. Andere wiederum haben Ange-

hörige und Bekannte in den Bergen 1 . Es sind nicht nur die Migrant-

Innen selbst betroffen: Die gesamte Gesellschaft, die sie aufge-

nommen hat, ist traumatisiert. Probleme, die vor 10 bis 15 Jahren

aktuell waren, bestehen noch immer. Es fehlt an Lösungsansätzen

und Programmen.  

Sind die Frauen generell mehr von den Problemen, die Sie er-

wähnt haben, betroffen? 

Natürlich. Eine Frau, die unter patriarchalen Familienstrukturen lebt,

hat einen weit geringeren Bewegungsspielraum als ein Mann.

Wie wirken sich traditionelle Familienstrukturen auf Ihre Arbeit aus?

Für viele Frauen ist es fast unmöglich, allein ins Frauenzentrum

zu kommen. Dies wird oft vom Familienoberhaupt verhindert.

Warum? Weil es von ihm als falsch angesehen wird, dass die Frau

Kontakt mit der Außenwelt hat. 

Die Teilnehmerinnen der Alphabetisierungskurse von EPI-DEM erhalten bei ihrem Ab-

schluss ein staatlich anerkanntes Diplom. Die Kinder bekommen ein Zeugnis über ihren

einjährigen Besuch im Kindergarten von EPI-DEM.

Kıymet Ceviz ist diplomierte Sozialarbeiterin, MigrantInnen-

Beraterin und Mitarbeiterin von LeEZA in Wien.

Nerina Weiss (LeEZA) studierte Sozial- und Kulturanthropologie

an der Universität Wien und schreibt nun an ihrer Dissertation an

der Universität in Oslo. Von 2005 bis 2006 lebte und forschte sie 

in der Osttürkei, in Dogubayazit.

Das Frauenzentrum EPI-DEM in Diyarbakir (Osttürkei) wird seit

2007 von LEeZA und weiteren österreichischen UnterstützerInnen

(OEZA, Stadt Wien, OÖ Landesregierung, Weltgebetstag der

Frauen) ko-finanziert.  

1 „in den Bergen“ bedeutet, dass sie im bewaffneten Widerstand aktiv sind.



„Eine fa i re  und gerechte Wel tordnung“

Entwick lungspol i t ische Vorste l lungen der  Parte ien 

zur  Nat ional ratswahl  2008

Die ÖVP betont außerdem, mit LeEZA ein gemeinsames Ziel zu

haben: „den Kampf gegen FGM.“ Aufgrund dieses Zieles wäre

auch der Kampf gegen Genitalverstümmelung forciert worden:

„Österreich hat in der Bekämpfung traditionsbedingter Gewalt eine

Vorreiterrolle und verfolgt einen Problemlösungskurs, der sowohl

auf legislativer Ebene als auch im Bereich Opferschutz und Aufklä-

rung ansetzt.“

Das L ibera le  Forum (L IF ) fasst seine Positionen zur Entwick-

lungszusammenarbeit dahingehend zusammen, dass es für eine

Öffnung aller „westlichen Märkte für die Produkte und  Dienst -

leistungen der dritten Welt“ und die Beseitigung diesbezüglicher

Hindernisse in der EU eintritt. Neben dieser klassisch liberal-markt-

wirtschaftlichen Strategie spricht es sich für die „Förderung von

emanzipatorischen Projekten“ durch EU und Österreich aus, 

„insbesondere Frauenprojekte, da zahlreiche Sozialstudien  belegen,

dass Frauen Krisensituationen verantwortungsbewusster und stabiler

durchleben.“

Die KPÖ spricht hingegen von einem „ökonomischen Neo-

Kolonialismus, der die ungleichen Ausgangsvoraussetzungen 

negiert und ausnutzt.“ Kritik kommt auch daran, dass Österreich

weit unter den 0,7 % ODA des BNE liegt, und die KommunistInnen

betrachten es als „puren Zynismus, den Einsatz im Tschad unter

Führung der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich aus dem Ent-

wicklungshilfebudget zu zahlen.“

Die L iste  „Rettet  Österre ich“ bezieht sich auf Jean Ziegler

und meint: „Sein und unser Credo: ‚Wir sollten den Entwicklungs-

ländern nicht mehr geben, sondern ihnen weniger stehlen.’“

Die T ier rechtsparte i ließ uns wissen, dass die Entwicklungszu-

sammenarbeit „stets profund an ökologischen und sozial-ökonomi-

schen Aspekten orientiert sein“ müsse.

Nach mehrmaligem Nachfragen erreichte uns nach Redaktions-

schluss noch eine Antwort der Grünen, in der diese betonen,

Österreich müsse „seine globale Verantwortung viel stärker als 

bisher wahrnehmen“. Vom Schutz der Menschenrechte über die 

Erhöhung der EZA-Mittel bis zur Förderung des fairen Handels 

reichen dabei die Forderungen.

Bei FPÖ und BZÖ reichte auch mehrmaliges Nachfragen nicht.

Beide Parteien waren ebenso wenig zu einer Stellungnahme bereit

wie Fr i tz  Dinkhauser, die Partei Die Christen und die überwie-

gend von zwei trotzkistischen Gruppen getragene LINKE. Das

Durchforsten ihrer Wahlprogramme lieferte nur Erkenntnisse über

die Ähnlichkeiten islamischer und christlicher Fundamentalismen,

wenn sich „die Christen“ darüber beschweren, dass die „Verspot-

tung christlicher Glaubensinhalte (…) in Europa unter Hinweis auf

die Freiheit der Meinungsäußerung weitgehend hingenommen“

werde.

Dass die Entwicklungspolitik nicht gerade zentrales Thema des

Wahlkampfs 2008 darstellt, war von Anfang an klar. Umso mehr

sahen wir einen Grund, nach den entwicklungspolitischen Vorstel-

lungen der kandidierenden Parteien zu fragen. 

Die SPÖ schickte uns Auszüge aus Ihrem Wahlprogramm, das

einen Abschnitt zur Entwicklungszusammenarbeit enthält. „Eine

faire und gerechte Weltordnung braucht faire Vereinbarungen zwi-

schen Nord und Süd über den Zugang zu Märkten mit sozialen und

ökologischen Standards“, heißt es darin. Die SPÖ bekennt sich „zu

einer partnerschaftlichen Entwicklungspolitik, die in allen relevanten

Politikbereichen kohärent, intelligent gebündelt und aktiv betrieben

wird.“ Zudem wird von einem Bekenntnis „zur internationalen

Verpflichtung, bis 2015 für Entwicklungspolitik 0,7 Prozent des

Bruttonationaleinkommens zusätzlich zu Entschuldungsmaßnahmen

aufzubringen“ gesprochen. Entwicklungspolitik basiere jedoch

nicht nur auf Projektfinanzierungen, sondern auch darauf, Reform-

prozesse in den „Partnerländern“ anzustoßen, „die zur Stärkung

ihrer wirtschaftlichen und sozialen Leistungsfähigkeit beitragen.“

Ihr bisheriger Koalitionspartner ÖVP antwortete auf unsere Frage,

dass Österreich die Millenniums-Entwicklungsziele der Vereinten

Nationen national und international vollinhaltlich unterstütze: „Die

Entwicklungsziele sind im fortlaufend erstellten Dreijahresprogramm

der Österreichischen Entwicklungspolitik explizit als Orientierungs-

punkte für die österreichische Entwicklungszusammenarbeit ange-

führt. Das Programm definiert die geographische und sektorielle

Konzentration der Programm- und Projekthilfe, die wiederum in

spezifischen Länderprogrammen zum Ausdruck kommt.“ Obwohl

sich die Geberländer bereits vor Jahrzehnten verpflichtet haben,

die Gelder für die Official Development Assistance (ODA) auf 0,7 %

des Bruttonationaleinkommens (BNE) zu erhöhen und dies seither

das von der UNO vorgegebene Ziel darstellt, freut sich die ÖVP

mittlerweile darüber, dass das „seit 2005 gültige ODA-Ziel von 

0,33 % des Bruttonationaleinkommens (BNE) (…) nicht nur erreicht,

sondern bisher jedes Jahr weit übertroffen“ wurde. 

Tatsächlich werden die 0,7 Prozent in der EU lediglich von Schweden,

Luxemburg, den Niederlanden und Dänemark erreicht, weshalb die

EU einfach das Ziel herunterschraubte, das jetzt auch Österreich

erreichen konnte. Von Seiten der EU gibt es nun einen Stufenplan,

der vorsieht, dass zumindest die Mitgliedstaaten, die der EU vor

2002 beigetreten sind, also auch Österreich, bis 2015 eine ODA-

Quote von 0,7 Prozent des BNE erreichen. Österreich hat auf dem

Weg dahin tatsächlich die Vorgaben der EU erfüllt, allerdings dazu

auch Militärausgaben für den Einsatz des Österreichischen  Bundes -

heeres im Tschad mit in die ODA eingerechnet – ein Vorgehen, das

rechtlich möglich ist und sowohl von der SPÖ als auch von der

ÖVP verteidigt, jedoch von in der Entwicklungszusammenarbeit 

tätigen NGOs massiv kritisiert wurde.  

Thomas Schmidinger (LeEZA) ist Beirat des Österreichisch-

Irakischen Freundschaftsvereins IRAQUNA, Flüchtlingsbetreuer in

Niederösterreich und Lektor am Institut für Politikwissenschaft der

Universität Wien.
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•SYRISCHE REGIERUNG LÄSST AUF GEFANGENE SCHIESSEN – Bei einem

Aufstand in einem syrischen Militärgefängnis Anfang Juli töteten 

Sicherheitskräfte laut Menschenrechtsorganisationen 25 Gefangene.

Die Militärpolizei habe auf islamistische Gefangene geschossen,

nachdem diese einen Aufruhr verursacht hätten, teilte die in London

ansässige Organisation „Syrian Observatory for Human Rights“ mit.

Aus Angst um ihr Leben seien mehrere Gefangene auf das Dach

des Gebäudes nahe Damaskus geflüchtet. Syriens Gefängnisse, in

denen auch hunderte – islamistische, kurdische, linke und liberale –

politische Gefangene einsitzen, sind für ihre Foltermethoden 

berüchtigt.

• IRAKISCH-KURDISTAN: SICHER, ABER NICHT FREI – Eine von der 

kurdischen NGO „Point Organization for Opinion Polls & Strategic

Studies" im Juni 2008 durchgeführte Studie in Irakisch-Kurdistan

brachte interessante Ergebnisse über die Sicht der Bevölkerung auf

die Kurdische Regionalregierung und die Situation der politischen

Freiheiten. Während über 80 % der Meinung waren, dass die 

Situation in Kurdistan wirklich stabil sei, bejahten nur 37 %, dass in

Irakisch-Kurdistan Meinungsfreiheit herrsche; 51 % sahen keine

Meinungsfreiheit, 11 % gaben dazu keine Antwort. 59 % gaben an,

Angst vor der Staatsmacht zu haben. Nur 27 % gaben an, sich in

Irakisch-Kurdistan frei zu fühlen, über 64 % verneinten dies. Die

Frage, ob in Irakisch-Kurdistan ein wirklich demokratisches System

herrsche, beantworteten 35 % mit ja, 51 % mit nein. 51 % der 

Befragten gaben an, dass die Rede von Demokratie in Kurdistan

nur Medienpropaganda sei. Beide großen Parteien, PDK und PUK,

wurden sehr schlecht benotet, wenn es um die Frage politischer

Freiheiten ging. Infos: www.pointnumber.com

•PRINZESSINNEN AUS DEN ARABISCHEN EMIRATEN ALS SKLAVENHALTERINNEN

– Vier arabische Prinzessinnen und ihre Mutter sollen in Brüssel 17

Hausangestellte wie SklavInnen gehalten haben. Die Witwe eines

Emirs und ihre Töchter wohnen seit fast einem Jahr in einem der

teuersten Luxushotels der Stadt, dem „Conrad“, wo offensichtlich

niemand Anstoß an der Behandlung der „Angestellten“ genommen

hatte. Ans Licht kamen die kriminellen Machenschaften der Prin-

zessinnen, nachdem zwei Frauen bei der Polizei ausgesagt hatten,

über Monate in dem Hotel von einer Familie aus den Vereinigten

Arabischen Emiraten fast wie Gefangene gehalten und ausgebeutet

worden zu sein. 

•ANKLAGE GEGEN AKTEURINNEN DES „TIEFEN STAATS“ DER TÜRKEI –

Gegen über 80 Mitglieder der rechtsnationalistischen Untergrund-

gruppe „Ergenekon“, der mehrere ehemalige Generäle, andere

hochrangige Militärs und PolitikerInnen angehören sollen, wurde

nun in der Türkei Anklage erhoben. Die Gruppe, die zum sogenannten

„tiefen Staat“ einer Verflechtung von Sicherheitskräften, Politik, 

Justiz, Verwaltung und organisiertem Verbrechen (insbesondere 

Killerkommandos) gehört, soll einen Putsch gegen die AKP-

Regierung geplant haben. Solche Verflechtungen sind in der Türkei

allerdings schon lange bekannt. Dass die Regierung jetzt gegen sie

vorgeht, könnte auch mit dem Verbotsverfahren gegen die AKP zu-

sammenhängen, das von Kräften im Umfeld von Ergenekon unter-

stützt wird. 

•KRITIK AN NICHTZULASSUNG POLITISCHER PARTEIEN IN IRAKISCH-KURDISTAN

– Zu heftigen Debatten in der irakisch-kurdischen Presse kam es 

im Sommer dieses Jahres, als bekannt wurde, dass einer ganzen

Reihe von politischen Parteien gesetzwidrig die Lizenzierung ver-

weigert wurde. Unter den insgesamt 22 betroffenen Parteien befinden

sich kleine Minderheitenparteien wie die Vereinigte Turkmenische

Partei, die Assyrische Nationalpartei, die Demokratische Bewegung

der Yezidi oder die jüdische Parti Juleke. Stärker politisch motiviert

dürfte hingegen die Nichtzulassung der Arbeiterkommunisten und

der PKK-nahen Partei für eine demokratische Lösung in Kurdistan

sein.

• KLAGT IRAK AUCH ÖSTERREICHISCHE SADDAM-FREUNDE? – Die irakische

Regierung brachte gegen eine Reihe von Firmen – darunter einige

deutsche Unternehmen – Klagen ein, da diese sich am „Oil for food“-

Korruptionsskandal beteiligt haben sollen. Der US-Rechnungshof

schätzte die illegalen Einnahmen der damaligen irakischen Regierung

auf 4,4 Milliarden Dollar. Saddam Hussein hatte einen Teil der Gelder

für die Unterstützung palästinensischer Terrorgruppen ausgegeben.

Unter den Begünstigten fanden sich jedoch auch Freunde Chiracs,

der UNO-Exekutivdirektor des Hilfsprogramms, Benon Sevan, sowie

Kojo Annan, der Sohn des ehemaligen UN-Generalsekretärs Kofi

Annan. Als Empfänger von Ölgutscheinen wurden im Irak auch die

„Gesellschaft für Österreichisch-Arabische Beziehungen“ (GÖAB)

und der Innsbrucker Universitätsprofessor Hans Köchler genannt.

Bislang wurde gegen diese von irakischer Seite keine Klage erhoben.

• MILITÄRAUSGABEN FÜR DIE EZA – Dass auch Militäreinsätze Ent-

wicklungszusammenarbeit sein können, wusste bis vor Kurzem

noch niemand in Österreich. Dank der Einrechnung des Tschad-

Einsatzes des österreichischen Bundesheeres haben auch wir dieses

Jahr noch etwas dazugelernt. Kreative Buchhaltung auf Österreichisch

ermöglicht es, das EZA-Budget zu erhöhen, ohne mehr auszugeben.

• ECA-WATCH – Der Verein ECA-Watch beschäftigt sich kritisch mit

den Auswirkungen der österreichischen Exportkreditfinanzierung

und kämpft seit Jahren gegen die Errichtung des Ilisu-Damms in der

Südosttürkei. Von den von österreichischer Seite erteilten Auflagen

wurden von der Türkei so gut wie keine erfüllt. Trotzdem wird weiter-

gebaut. Auch LeEZA ist Mitglied von ECA-Watch. www.eca-watch.at/

Rezensionen

Thomas Schmidinger (Hg.): Vom selben Schlag... Migration und

Integration im niederösterreichischen Industrieviertel 

(Verein Alltag Verlag, Wiener Neustadt 2008)

Gleich mehrere MitarbeiterInnen von LeEZA wirkten an diesem um-

fassenden Buch über Migration und Integration im niederösterrei-

chischen Industrieviertel mit. So verfassten Nerina Weiss und

Kıymet Ceviz einen Beitrag über KurdInnen in der Region, Alicia 

Allgäuer schrieb einen Beitrag über die Goranci, eine muslimische

Minderheit aus dem Kosovo, von denen sich viele in Baden nieder-

gelassen haben, und Mary Kreutzer berichtet über MigrantInnen

aus dem subsaharischen Afrika.

Mary Kreutzer / Corinna Milborn: Ware Frau – Auf den Spuren

moderner Sklaverei von Afrika nach Europa 

(Ecowin, Salzburg 2008)

Auch die LeEZA-Obfrau hat im Frühling 2008 gemeinsam mit einer

Journalistin ein Buch zu einem ebenso aktuellen wie drängenden

Problem verfasst: dem Frauenhandel aus Nigeria nach Europa. Die

Autorinnen machen dabei nicht nur auf die Schicksale der betroffenen

Frauen aufmerksam, sondern beschäftigen sich auch mit der

Frage, warum so wenig dagegen geschieht.

Diaa Rashwan: The Spectrum of Islamist Movements

(Hans Schiler, Berlin 2007)

Als ersten Teil eines mehrteiligen Werkes über das Denken zeitge-

nössischer islamistischer Bewegungen hat das al-Ahram Center for

Political and Strategic Studies aus Kairo in Kooperation mit der

Friedrich-Ebert-Stiftung diesen ausgezeichneten Sammelband her-

ausgebracht. Führende WissenschafterInnen beschäftigen sich hier

mit Gruppen wie dem Ägyptischen Jihad, der indonesischen 

Jemaah Islamiyah, den Muslim-Brüdern oder der Hamas. 

International Journal of Contemporary Iraqi Studies 

ist ein wissenschaftliches peer-reviewed Journal, das seit 2007 

erscheint und Beiträge über die gegenwärtigen gesellschaftlichen

und politischen Entwicklungen im Irak in englischer Sprache veröf-

fentlicht. Es hat sich seither zu einem wichtigen Publikationsorgan

für die Beschäftigung mit dem Irak entwickelt. Als Herausgeber

fungiert die International Association of Contemporary Iraqi Studies:

www.iraqistudies.org
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Gleich mehrere MitarbeiterInnen von LeEZA haben an diesem

neuen Standardwerk über den politischen Islam in Österreich mit-

gewirkt: Neben dem Mitherausgeber Thomas Schmidinger finden

sich auch Soma Ahmad und Saya Ahmad unter den AutorInnen. 

In umfassenden und verständlichen Beiträgen werden die unter-

schiedlichen Strömungen des politischen Islam, ihre globalen 

Vernetzungen und v. a. die in Österreich aktiven Organisationen

dargestellt. Ein kritisches Buch, das jedoch auch deutlich macht,

dass säkulare und liberale Muslime die ersten sind, die unter dem

politischen Islam zu leiden haben. 

Basierend auf einer ausführlichen Darstellung historischer Entwick-

lungen bietet dieses Handbuch einen fundierten Überblick über die

Strömungen und Vernetzungen des politischen Islam und benennt

in einem zweiten praktischen Teil die verschiedenen Parteien und

Organisationen, die auch in Österreich und Deutschland aktiv sind,

ihre ProtagonistInnen, Strukturen und Ziele.

Dunja Larise / Thomas Schmidinger:

Zwischen Gottesstaat und Demokratie. 
Handbuch des politischen Islam.

Dunja Larise / Thomas 

Schmidinger:

Zwischen Gottesstaat und 

Demokratie. Handbuch des

politischen Islam.

(Deuticke)

320 Seiten
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